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Sprachenstreit

Mit Ernst Buschor und Mathias 
Reynard sprachen Raphaela Birrer  
und Salome Müller 
Bern

Wann hatten Sie zuletzt  
Schwierigkeiten, sich auf Deutsch 
oder Französisch auszudrücken? 

Mathias Reynard: Das war bei meiner 
Eröffnungsrede im Nationalrat 2011. 
Mein Deutsch war damals sehr schlecht. 
Für mich war das ein Schlüsselmoment: 
Ich habe realisiert, dass ich die Sprache 
unbedingt besser lernen muss. Das habe 
ich dann auch gemacht. 

Ernst Buschor: Bei mir war das kürz-
lich während eines Interviews mit einem 
Westschweizer Radio. Ich konnte nicht 
rasch sprechen und musste nach Worten 
suchen. Früher war mein Französisch 
viel besser, weil ich zwei Jahre in Frank-
reich gelebt hatte. 

Die Schweiz führt zurzeit 
eine Diskussion über  
Frühfranzösisch. Worum geht es?

Buschor: Im Zentrum stehen zwei 
 Fragen: Sollen in der Primarschule zwei 
Fremdsprachen gelernt werden? Und 
welche soll die erste sein?

Reynard: Seit 2004 gibt es einen Kom-
promiss der Erziehungsdirektorenkonfe-
renz (EDK). Er sieht vor, dass die Kan-
tone ab der dritten Klasse die erste 
Fremdsprache und ab der fünften Klasse 
die zweite einführen. Eine davon muss 
eine andere Landessprache sein. Die Ro-
mandie hält sich daran, in der Deutsch-
schweiz wollen nun immer mehr Kan-
tone davon abweichen und Französisch 
erst in der Oberstufe einführen. 

Aber worum geht es wirklich? Die 
Debatte verläuft sehr emotional.

Buschor: Dass Englisch in der Deutsch-
schweiz mittlerweile als wichtigere 
Fremdsprache betrachtet wird, ist in der 
Romandie schwer zu verstehen. 
Schliesslich ist Englisch keine nationale 
Sprache. 

Reynard: Die Mehrsprachigkeit ist das 
Wichtigste in unserem Land – le fonde-
ment. Ich möchte keine Schweiz, in der 
ein Zürcher und ein Walliser Englisch 
miteinander sprechen. 

Buschor: Niemand bestreitet, dass die 
Mehrsprachigkeit wichtig ist. Auch der 
Thurgau nicht, der nun Frühfranzösisch 
abschaffen will. Dort müssen die Schü-
ler bis zum Ende der obligatorischen 
Schulzeit ebenfalls Französisch beherr-
schen – dazu sind alle Kantone verpflich-
tet. Ab wann genau die Kinder die Spra-
che lernen, ist zweitrangig. 

Für Bundesrat Alain Berset ist dies 
auch eine Frage des nationalen 
Zusammenhalts. 

Buschor: Der Zusammenhalt hängt 
doch von viel gewichtigeren Faktoren ab 
– zum Beispiel davon, wie das wirt-
schaftliche Potenzial im Land verteilt 
ist. Anders als etwa im zweisprachigen 
Belgien zeigen sich solche Unterschiede 
in der Schweiz nicht zwischen den 
Sprachgebieten. Finanzstarke und 
-schwache Kantone sind auf alle Landes-
teile gleichermassen verteilt. 

Reynard: Aber bei dieser Frage geht es 
doch um mehr als nur den Wortschatz, 
den man in der Schule lernt. Eine 
Fremdsprache steht für eine andere Kul-
tur, eine vision du monde. Die Schüler 
in der Westschweiz sollen wissen: Wir 
sind nicht nur Romands, in der Schweiz 
gibt es verschiedene Kulturen, und die 
sollten wir kennen. 

Und den Deutschschweizern fehlt 
dieses Bewusstsein?

Reynard: In manchen Kantonen man-
gelt es eindeutig an Sensibilität. Die 
Thurgauer zum Beispiel verletzen uns 
damit, dass sie Französisch auf die Ober-
stufe verschieben wollen. Als Sekundar-
lehrer weiss ich, dass es für die Schüler 
schwierig ist, eine andere Landesspra-
che zu lernen. Es braucht die Jahre in 
der Primarschule, um ausreichend 

Sprachkompetenz zu erlangen. Zudem 
kann man doch ein Fach nicht einfach 
abschaffen, nur weil es keinen Spass 
macht. Oder sollen wir auch auf Mathe-
matik verzichten?

Buschor: Machen Sie sich keine Sor-
gen: Kantone wie Thurgau, Uri oder Ap-
penzell Innerrhoden werden sich län-
gerfristig an den EDK-Kompromiss hal-
ten. Denn für kleinere Kantone ist es auf 
Dauer zu teuer, nur für die Oberstufe ein 
eigenes Lehrmittel zu entwickeln. 

Reynard: Es geht aber nicht mehr nur 
um diese Kantone, sondern um eine all-
gemeine Tendenz, die uns besorgt. Mitt-
lerweile sind vielerorts Initiativen hän-
gig, die den Sprachenkompromiss aus-
hebeln wollen. 

Buschor: Trotzdem wird es nicht zu 
einem Flächenbrand kommen. Letztlich 
werden sich die Kantone auf die gemein-
sam beschlossene Sprachenpolitik be-
sinnen. Lassen wir ihnen doch noch 
 etwas Zeit. 

Nehmen die Deutschschweizer mit 
ihren Beschwichtigungen die  
welschen Bedenken zu wenig ernst? 

Reynard: Es gibt eine Ausgeglichenheit 
in der Schweiz, aber sie ist sehr fragil. 
Damit müssen wir behutsam umgehen. 
Dass der Kanton Thurgau Frühfranzö-
sisch abschaffen will, empfinden wir Ro-
mands als arrogant. Das bedeutet näm-
lich, dass er unsere Sprache nicht für nö-
tig hält. 

Buschor: Mit dieser Ausgeglichenheit 
spielen wir Deutschschweizer ja auch 
nicht. Englisch eignet sich einfach besser 
als Einführungssprache – das richtet sich 
nicht gegen die Romands. Die Sprachen-
frage wird von der Westschweiz zu 
 ideologisch und zu wenig faktenbasiert 
diskutiert.

Reynard: Das stimmt nicht. Tatsache 
ist, dass die Kantone sich 2004 auf den 
Sprachenkompromiss geeinigt haben. 
Und jetzt macht plötzlich jeder Kanton, 
was er will. Der Bund hat deshalb die 
Pflicht einzugreifen. So steht es in der 
Verfassung.

Buschor: Die Appenzell Innerrhoder 
weichen zwar schon heute vom Spra-
chenkompromiss ab; Französisch be-
ginnt dort erst in der Oberstufe. Davon 
hat die Schweiz keinen Schaden genom-
men. Kritischer würde es, wenn ein gros-
ser Kanton wie Zürich ausscheren würde. 
Dennoch bin ich gegen einen Eingriff des 
Bundes in die kantonale Bildungshoheit 
– aber für den EDK-Kompromiss. 

Reynard: Die obligatorische Schulzeit 
ist Sache der Kantone, da gebe ich Ihnen 
recht. Aber wir haben auch eine Bundes-
verfassung. Und dort ist festgehalten, 
dass die Kantone das Schulwesen har-
monisieren müssen. Diesen Bildungsar-
tikel hat die Bevölkerung 2006 mit einer 
grossen Mehrheit von 86 Prozent gutge-
heissen. Wird dieses Ziel nicht erreicht, 
muss der Bundesrat eingreifen. 

Buschor: In der Bundesverfassung 
steht aber nicht, dass Französisch in der 

Primarschule unterrichtet werden muss, 
sondern nur, dass bestimmte Ziele für 
alle Kantone gelten. Wenn der Bundesrat 
nun ein neues Gesetz erlassen will, wird 
mit Sicherheit das Referendum ergriffen. 
Viele Deutschschweizer würden bei 
einer Volksabstimmung gegen einen 
Zwang zu Frühfranzösisch stimmen. 
Nicht weil sie Französisch nicht wollen, 
sondern weil sie dagegen sind, dass sich 
der Bund in unserem föderalistischen 
System in die Primarschule einmischt. 
Und dann haben wir endgültig einen 
Sprachenkrieg, in dem es nur Verlierer 
gibt. Davor habe ich Angst.

Reynard: Ich nicht – im Gegenteil. Ich 
bin sicher, dass wir eine Abstimmung ge-
winnen würden. Denn die Mehrheit der 
Bevölkerung ist für die Harmonisierung 
des Schulwesens: Das hat sie 2006 mit 
dem Ja zum Bildungsartikel schon ein-
mal gezeigt. 

Buschor: Die SVP wird aber den Ab-
stimmungskampf führen – und eine föde-
ralistische Lösung fordern.

Reynard: Die Parteielite vielleicht 
schon. Ausgerechnet die Oberpatrioten! 
Aber was ist das für ein Patriotismus, 

wenn Englisch Französisch vorgezogen 
wird? Die SVP-Parteibasis hingegen ist 
für die Landessprache, weil sie weiss, 
wie wichtig diese für den nationalen Zu-
sammenhalt ist. 

Ist Englisch in der Deutschschweiz 
heute wichtiger als Französisch?

Buschor: Eltern und Schüler finden 
Englisch relevanter.

Reynard: Englisch ist zwar einfacher 
zu lernen. Studien belegen aber, dass für 
die Schweizer Wirtschaft Französisch 
wichtiger ist.

Buschor: Da habe ich andere Erfahrun-
gen gemacht. Als Bildungsdirektor hatte 
ich intensiven Austausch mit der Zür-
cher Handelskammer. Für die Wirtschaft 
war Englisch schon damals, in den 90er-
Jahren, prioritär. Gehen Sie doch einmal 
durch die Bahnhofstrasse in Zürich, da 
hören Sie nur Englisch! Der Rektor der 
Pädagogischen Hochschule Zürich 
macht sich Sorgen, weil nur wenige an-
gehende Primarlehrer Französisch wäh-
len. Und zweisprachige Gymnasien sind 
nur mit Englisch gefragt. Da muss die 
Politik gegensteuern und Französisch 
einen hohen Stellenwert geben. 

Dass Französisch an Stellenwert 
verloren hat, haben Sie, Herr  
Buschor, als Bildungsdirektor  
mitverursacht. Zürich hat in den 
90er-Jahren als erster Kanton 
 Frühenglisch eingeführt.

Buschor: Trotzdem würde ich es wie-
der gleich machen. Sonst würden wir 

noch heute darüber diskutieren, ob und 
wie Frühenglisch eingeführt werden 
soll. Ich hatte damals überhaupt kein 
Problem, für den Schulversuch an Geld 
zu kommen – die Zürcher Wirtschaft be-
teiligte sich grosszügig an den Kosten.

Reynard: Das war keine gute Lösung. 
Der Zürcher Beschluss spielt in der aktu-
ellen Debatte immer noch eine Rolle. 
Zuerst wollten die Zürcher in der Pri-
marschule Französisch erst nach Eng-
lisch einführen. Und jetzt soll Franzö-
sisch in anderen Kantonen sogar erst auf 
der Sekundarstufe unterrichtet werden. 
Was folgt als Nächstes? Gar kein Franzö-
sisch mehr, ist ja klar!

Buschor: Nein, sicher nicht. Noch ein-
mal: Niemand entscheidet sich gegen 
Französisch. Die Lektionenzahl wird 
auch in jenen Kantonen, die Französisch 
erst in der Oberstufe unterrichten wol-
len, bis zum Ende der obligatorischen 
Schulzeit ähnlich sein.

Reynard: Aber wie soll das funktionie-
ren? Würde dann der Stundenplan in 
der Oberstufe 50 Lektionen pro Woche 

«Wir müssen eine Grenze ziehen»
SP-Nationalrat Mathias Reynard befürchtet, dass das Schulfach Französisch aus der Deutschschweiz verschwindet.                Diese Sorge hält Alt-Bildungsdirektor Ernst Buschor für übertrieben. 

Der Walliser arbeitet als Sekundarlehrer in 
Savièse. 2011 wurde der damalige Grossrat 
für die SP in den Nationalrat gewählt. Weil er 
mit 24 Jahren das jüngste Parlamentsmit-
glied war, durfte Reynard die Eröffnungsrede 
im Nationalrat halten. Er ist Mitglied der 
Kommission für Wissenschaft, Bildung und 
Kultur (WBK). (rbi)

Mathias Reynard (SP)

Die Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) hat 
2004 eine Sprachenstrategie beschlossen: 
Schüler sollen spätestens ab der 3. Klasse die 
erste, ab der 5. Klasse die zweite Fremdspra-
che lernen. Eine davon muss eine zweite 
Landessprache sein. Seit 2006 sind die 
Kantone per Verfassung verpflichtet, Eck-
werte der Schule einheitlich zu regeln – auch 
den Sprachenunterricht. Drei Deutschschwei-
zer Kantone halten sich nicht an den EDK-
Sprachenkompromiss (AG, AI und UR). In 
fünf weiteren sind Initiativen hängig: Zumeist 
will man eine Fremdsprache aus der Primar-
schule streichen. Der Thurgauer Regierungs-
rat hat sich bereits entschieden: gegen 
Französisch. Der Bundesrat stellt den Kanto-
nen nun ein Ultimatum. Halten sie sich nicht 
an den Kompromiss, werden sie per Spra-
chengesetz dazu gezwungen. Die Gesetzes-
entwürfe sind in der Vernehmlassung. (slm)

Frühfranzösisch
Der Bund will intervenieren

«Was folgt als 
Nächstes? Gar kein 
Französisch mehr, 
ist ja klar!»

«Studien belegen, dass für die Schweizer Wirtschaft Französisch wichtiger ist», sagt Mathias Reynard. Fotos: Raffael Waldner (13 Photo)
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Sprachenstreit

umfassen? Fakt ist doch: Wenn mehr 
Französischstunden eingeführt werden 
sollen, ginge das zwangsläufig auf Kos-
ten anderer Fächer. Und auf welche? Ma-
thematik, Deutsch, Sport?

Buschor: Nein. Dann wird Englisch re-
duziert.

Reynard: Englisch ist aber auf der 
 Sekundarstufe auch sehr wichtig.

Sie streiten über den richtigen 
Zeitpunkt, um Französisch  
einzuführen. Dabei wäre doch die 
Didaktik für den Lernerfolg viel 
entscheidender.

Buschor: Ja, der Fremdsprachenunter-
richt muss dringend besser und moder-
ner werden. Da bestehen noch viele di-
daktische Defizite. Die Forschung zeigt, 
dass sowohl die Deutsch- als auch die 
Westschweizer Schüler den Sprach-
unterricht langweilig finden. Die Lektio-
nen müssten lockerer und dialogorien-
tierter sein. Wahrscheinlich ist der Scha-
den, der dadurch entsteht, viel grösser 
als jener durch den Sprachenstreit. 

Reynard: Absolument. Dafür braucht 
es aber mehr Geld. Das Potenzial wäre 
gross: Man könnte zum Beispiel in 
 Austauschprogramme zwischen der 
Deutsch- und der Westschweiz investie-
ren. Im Wallis machen wir das schon: Je-
des Jahr habe ich einige Schüler aus dem 
Oberwallis in meiner Klasse.

Viele Deutschschweizer finden, dass 
die Welschen schlecht Deutsch 
sprächen. Herr Reynard, Sie selbst 
haben die Sprache erst als  
Nationalrat gelernt. Hat der  
Schulunterricht nichts gebracht?

Reynard: Mein Deutsch ist nicht per-
fekt, aber ich verstehe die Sprache und 
kann ein bisschen sprechen. Das ist doch 
das Wichtigste. Als Nationalrat konnte 
ich nur so schnell Deutsch lernen, weil 
bereits in der Primarschule und im 
 Gymnasium die Grundlage dafür gelegt 
worden ist.

Buschor: Darum ist es ja auch unbe-
stritten, dass in der Deutschschweiz 
auch im Gymnasium das Französisch-  
gleichwertig wie das Englischniveau sein 
soll. Wir müssen in den Anschlussausbil-
dungen den Stellenwert von Französisch 
hochhalten.

Reynard: Aber nicht alle Schüler gehen 
ins Gymnasium. Darum ist es sehr wich-
tig, dass sie die Sprache schon in der ob-
ligatorischen Schule lernen.

Buschor: Natürlich ist das wichtig. 
Aber wann genau sie damit beginnen, 
spielt eine untergeordnete Rolle. Und in 
der Berufslehre, die immerhin 60 Pro-

zent der Jugendlichen absolvieren, wird 
Französisch auch unterrichtet.

Französisch könnte ja 
in unzufriedenen Kantonen  
versuchsweise in die Oberstufe 
verschoben werden. Eine Evaluation 
würde dann Fakten für die  
Diskussion liefern.

Reynard: Wie soll es möglich sein, in-
nert dreier Jahre die gleichen Ziele zu er-
reichen wie in sieben Jahren?

Buschor: Appenzell Innerrhoden hat 
das bereits untersucht und festgestellt, 
dass das Niveau gleichwertig ist. Sie kon-
zentrieren das Zürcher Lehrmittel auf 
drei Jahre. Es ist also möglich.

Reynard: Das wirkt wie eine Lotterie, 
wenn jeder Kanton macht, was er will. 
Wir können nicht mit den Schülern und 
der Bevölkerung spielen. Als Politiker 
müssen wir eine Grenze ziehen. Das ist 
unsere Aufgabe.

«Wir müssen eine Grenze ziehen»
SP-Nationalrat Mathias Reynard befürchtet, dass das Schulfach Französisch aus der Deutschschweiz verschwindet.                Diese Sorge hält Alt-Bildungsdirektor Ernst Buschor für übertrieben. 

Der gebürtige St. Galler war von 1993 bis 
2003 für die CVP im Zürcher Regierungsrat. 
Acht Jahre davon amtete er als Bildungsdi-
rektor. Der heute 73-Jährige galt als «Turbo-
Reformer»: Eine gewichtige Änderung war die 
Einführung Frühenglisch vor zehn Jahren 
– damit war Zürich Pionierkanton. Buschor 
ist Co-Präsident des Forums Bildung. (slm)

Ernst Buschor (CVP)

Video Mathias Reynard und 
Ernst Buschor im Sprachtest

sprachtest.tagesanzeiger.ch

«Eltern und 
 Schüler finden 
Englisch 
 relevanter.»

«Gehen Sie doch einmal durch die Bahnhofstrasse in Zürich, da hören Sie nur Englisch», sagt Ernst Buschor. 

Stefan Häne

Kurt Fluri ist erleichtert: «Meine Be-
fürchtung bewahrheitet sich offenbar 
nicht.» Der FDP-Nationalrat hat damit 
gerechnet, dass der Mitte-rechts-Block 
in der nationalrätlichen Sozialkommis-
sion (SGK) mit seinen Beschlüssen zur 
Rentenreform – Rentenalter 67 sowie 
weniger Kinder- und Witwenrenten – 
der AHV-plus-Initiative unfreiwillig 
Schub geben würde. 

Doch dem scheint nicht so. Zwar 
unterstützt noch immer eine Mehrheit 
das Ansinnen der Gewerkschaften, das 
die AHV-Renten um zehn Prozent erhö-
hen will. Doch der Ja-Stimmenanteil ist 
gegenüber der ersten Erhebung auf 
54 Prozent gesunken (– 6 Prozent-
punkte). Derweil ist das gegnerische 
 Lager auf 40 Prozent gewachsen (+ 8). 
Verantwortlich dafür sind massgeblich 
die SVP-Wähler. In der ersten Umfrage-
welle wollten noch 62 Prozent von ihnen 
ein Ja in die Urne legen; jetzt ist es nur 
noch die Hälfte. Es zeigt sich zudem: Je 
älter ein Stimmbürger ist, desto eher 
 votiert er für den Rentenzustupf. 

Diese Resultate gehen aus der zwei-
ten Welle der Tamedia-Abstimmungs-
umfrage hervor. Die Onlinebefragung, 
an der knapp 16 000 Personen teilge-
nommen haben, hat am 22. und 23. Au-
gust stattgefunden, also wenige Tage 
nach den Beschlüssen der SGK.  

Der schrumpfende Vorsprung be-
unruhigt die politische Linke nicht. 
«Unsere Initiative ist so gut, dass sie 
noch immer eine Mehrheit hat», sagt SP-
Nationalrätin Bea Heim. «Die Menschen 
können rechnen.» Das Resultat sieht 
Heim nicht zuletzt als Folge des «Ren-
tenmassakers», wie linke Kreise die SGK-
Beschlüsse nennen. Der Zuspruch für 
das Anliegen sei so weniger stark gesun-
ken, als dies normalerweise bei Initiati-
ven der Fall sei, vermutet Heim. Einen 
Beleg dafür gibt es allerdings nicht.  

Inzwischen haben vereinzelte Bür-
gerliche signalisiert, die Mitte-rechts-
Mehrheit in der SGK sei auch ihnen zu 
weit gegangen. Heim wertet dies als ab-
stimmungstaktisches Manöver mit dem 
Ziel, den Souverän von einem Ja zur Ini-
tiative abzubringen. Dem widerspricht 
Kurt Fluri. Der Freisinnige hat davor ge-
warnt, Rentenalter 67 in die Reform ein-
zubauen. Allerdings nicht nur mit Blick 
auf den Urnengang vom 25. September, 
wie er beteuert. Er beurteile diesen Vor-
schlag der SGK zum jetzigen Zeitpunkt 
grundsätzlich skeptisch.

An Boden verloren hat auch die 
Volksinitiative «Grüne Wirtschaft», wel-
che die Umweltbelastung in der Schweiz 

bis im Jahr 2050 um zwei Drittel senken 
will. Nur noch 47 Prozent der Stimm-
bürger unterstützen das Anliegen der 
Grünen (– 2). Zudem hat die bürgerliche 
Gegnerschaft ihr Lager auf 43 Prozent 
markant vergrössert (+ 10).   

Es könnte knapp werden
Der Meinungsbildungsprozess habe sich 
zuungunsten der grünen Initiative entwi-
ckelt, resümieren die beiden Politologen 
Fabio Wasserfallen und Lucas Leemann, 
welche die Umfrage ausgewertet und ge-
wichtet haben. Der Trend laufe gegen die 
Vorlage. CVP-Nationalrat Martin Can-
dinas spricht gar von einer «frappanten 
Tendenz» hin zu einem Nein. Bastien 
 Girod (Grüne) hingegen hält mit einer  
engagierten Kampagne einen Sieg wei-
terhin für möglich, gerade weil die Initia-
tive sehr moderat sei. Den Gegnern wirft 
er vor, eine «millionenschwere, fakten-
freie Angstkampagne» zu führen. Can-
dinas bestreitet das: «Die Bevölkerung 
lässt sich nicht kaufen.» Vielmehr reife 
die Einsicht, dass die Initiative zu extrem 
sei. Entscheidend dürfte am 25. Septem-
ber sein, wie die vergleichsweise vielen 
unentschlossenen Wähler von CVP, FDP 
und SVP abstimmen. 

Die Politologen Wasserfallen und 
Leemann gehen von einem knappen Ab-
stimmungsausgang aus. Allerdings be-
urteilen sie die Aussichten für die AHV-
plus-Initiative «ein bisschen besser» als 
für die «Grüne Wirtschaft». Ungefährdet 
scheint das Nachrichtendienstgesetz mit 
einer Zustimmung von 59 Prozent (+ 4). 

Support für linke  
AHV-plus-Initiative 
bröckelt
Die Initiative «Grüne Wirtschaft» verliert ebenfalls an 
Zustimmung. Das Nachrichtendienstgesetz ist auf Kurs.  

maximaler Stichprobenfehlbereich +/– 1,2 Prozentpunkte

Ja Eher Ja
Noch nicht entschieden

Eher Nein Nein

Quelle: Tamedia-Abstimmungsumfrage

Solide Mehrheit für das 
Nachrichtendienstgesetz
Zustimmung zu den eidgenössischen Vorlagen 
vom 25. September 2016, in %,
15 824 gewichtete Antworten
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Initiative für eine grüne Wirtschaft
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Nachrichtendienstgesetz (NDG)

Umfrage
August

Pro Abschlussjahrgang der Humanmedi-
zin verliert die Schweiz rund zehn Pro-
zent der 800 Mediziner. Zu diesem Be-
fund kommt eine Studie des Büros Vatter 
und des Forschungsinstituts GFS (TA von 
gestern). Als Gründe für den Berufsaus-
stieg nennen die Ärzte am häufigsten die 
Arbeitsbedingungen. Ein Maximum von 
50 Wochenstunden wäre gesetzlich fest-
geschrieben. Doch faktisch liege das Pen-
sum meist deutlich höher, sagt Nico van 
der Heiden vom Verband der Assistenz- 
und Oberärzte. Dazu komme der Schicht-
betrieb mit Nacht- und Wochenend-
diensten. Dieser ist besonders bei Ärztin-
nen ausschlaggebend für den Berufs-
wechsel. Gefordert werden deshalb 
mehr Teilzeitstellen auf allen Hierarchie-
stufen und betriebsnahe Kinderbetreu-
ungsplätze mit langen Öffnungszeiten. 

Fast die Hälfte der abwandernden Me-
diziner steigt noch vor dem Facharzttitel 
aus. Beliebt ist ein Wechsel in die Phar-
maindustrie oder die Medizinaltechnik. 
Weitere Tätigkeitsfelder finden sich in 
der Prävention oder bei Versicherungen. 
Attraktivitätsmindernd wirkt sich im 

Ärzteberuf der Administrationsaufwand 
aus. Dafür wenden Ärzte pro Woche 
30 Stunden auf. Doch Berichte verfassen 
und Dienstpläne machen könnte auch 
nicht medizinisch ausgebildetes Perso-
nal. Die Ärzteverbindung FMH sieht in 
Stationssekretariaten ein Potenzial, um 
die Ärzte «zurück zum Patienten zu brin-
gen», wie Vizepräsident Christoph Boss-
hard sagt. In Spitälern sind diese bisher 
wenig verbreitet. Einer flächendecken-
den Einführung dürften allerdings die 
Kosten im Weg stehen. «Makaberweise 
ist ein Assistenzarzt aufgrund seiner vie-
len Überstunden die günstigere Lösung», 
gibt van der Heiden zu bedenken.

Um dem Bedürfnis nach einer besse-
ren Work-Life-Balance nachzukommen, 
hat das Schweizer Institut für Ärzte-
rekrutierung das Modell «Ärzte auf Zeit» 
entwickelt. Dabei können Praxen und 
Kliniken für einen definierten Zeitraum 
Mediziner anfordern, um personelle 
Engpässe zu überbrücken. Zum Einsatz 
kommen zum einen in die Familien-
arbeit involvierte Ärzte, zum anderen 
bereits pensionierte Mediziner. (rbi)

Ärzte: «Zurück zum Patienten»


